
Bundessozialgericht

LE;£ÄÄBJ£BEXQÄ Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

Zu estellt am . . . „ .g LandeSVerSicherungsanstalt Rhe1nprov1nz, Dusseleorf‚
Königsallee 7l‚

Beklagte und Revisionsklägerin9

@ e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

—Prozeßbevollmäehtigteri; „„

Der 120 Senat des Bund33:ozialg@richts hat ohne

mündliche Verhandlung am 26° April 1968 durch

Senatspräsident R a a e k
' — Vorsitzender —‚

Bundesriohter S c h m i d t h a l s un(

Bundesriehter Dr° F r i e d e r i e hs

Bundessozialriehter T i e d t ‘ und
Bundessozialrichter D r e w 3

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile

des Landessozialgeriehts Nordrhein—Westfalen vom
l0° Februar 1965 und des Sozialgerichts Aachen vom

ll° November 1965 aufgehoben und die Klage gegen

den Bescheid der Beklagten vom 60 Oktober l°59 abge—
wiesen°

Außergeriehtliehe Kosten des gesamten Verfahrens ha—

ben die Beteiligten einander nicht zu erstatten„
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Die Beteiligten streiten darüber, ob der Klägerin Hinterblie—
benenrente aus der Rentenversicherung ihres früheren Ehe—

mannes gemäß 5 1265 Satz 1 der Reichsversicherungsordnung

(EVO) zustehto

Die Ehe der Klägerin mit dem Versicherten‚ dem Arbeiter H1
rich E‘ > aus Aachen‚ aus der ein Kind hervorgegangen ist‚

wurde durch Urteil des Landgerichts Aachen vom 14° September

l959,rechtskräftig geworden am 10 November 1959, aus Ver—
schulden des Versicherten geschieden° Er war als Arbeiter

bei der Firma P“ in Aachen beschäftigt(’ 1940 wurde er
in ein Konzentrationslager verbracht und ist am ll° Oktober

1942 im Konzentrationslager Sachsenhausen verstorben°

Die Beklagte lehnte es ab, der Klägerin auf deren Antrag vom
l° Oktober 1957 Hinterbliebenenrente gemäß 5 1265 RVO aus
der Versicherung<bs verstorbenen geschiedenen Bhemannes zu
gewähren (Bescheid vom 60 Oktober l959)° Sie begründete dies

damit, zwisehen den Eheleutcn sei kein Unterhaltsprozeß an—
hängig gewesen° Daraus müsse geschlossen werden, daß der

Versicherte nicht unterhaltspflichtig gewesen sei() Die

wöchentlichen kleineren Beträge, die der Versicherte der
Klägerin habe zukommen lassen — im Verwaltungsverfahren

gehörte Zeugen hatten davon berichtet —‚ könnten lediglich

Unterhaltsleistungen für das damals noch minderjährige Kind

gewesen sein°

Auf Klage gegen diesen Bescheid erkannte das Sozialgericht

(SG) der Klägerin die begehrte Hinterbliebenenrénte zu, weil

=ihr der Versicherte nach der Scheidung zur Unterhalts-

leistung verpflichtet gewesen sei° Maßgeblicher letzter
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wirtschaftlicher Dauerzustand vor dem Tode des Versicher—

ten sei die Zeit vor der Verbringung in das Konzentratione-

lager gewesen (Urteil vom 11° November 1965)° Die Berufung

der Beklagten ist erfolglos geblieben° Das Landessozialge—

richt (LSG) hat die Revision zugelassen (Urteil vom 10°

Februar 1965)„

Die Beklagte hat Revision eingelegt„

Die Beklagte rügt Verletzung des 5 1265 RVO° Sie meint,

der geschiedene Ehemann sei infolge seiner 1940 erfolg—

ten Inhaftierung außerstande gewesen, der Klägerin Un-

terhalt zu leisten„ Die Gründe der Unterhaltsunfähigkeit

habe der Versicherte selbst zu vertreten gehabt° Die Ent-

scheidung des LSG, daß der Versichertzdurch eine rechts—

widrige Freiheitsentziehung unfähig gewesen sei, seinen

Unterhaltsleistungen nachzukommen, stehe im Widerspruch

zu dem Bescheid des Regierungspräsidenten in Aachen vom
4° Oktober 1961 — 14—BEGJZK44 E89—Jö/hu —‚ wonach der

Antrag der Klägerin auf Entschädigung nach dem Bundes-

entschädigungsgesetz (EEG) abgelehnt worden sei° Auch
ließen die Vorschriften des @ 1265 RVO einen derartigen

Ausschließungsgrund7 der die Entscheidung des Vorder-

gerichts wesentlich beeinflußt habe‚ nicht zu° Der Ver-

sicherte‚ der 1940 inhaftiert worden und während der

Haft am 11° Oktober 1942 verstorben sei, sei damit mehr

als zwei Jahre unterhaltsunfähig gewesen"

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 10° Februar 1965 und des Sozial—

gerichts Aachen vom 11° November 1965 aufzuhe—
ben und die Klage gegen ihren Bescheid vom 6° Ok-

tober 1959 abzuweiseno
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Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats

ohne mündliche Verhandlung (5_l24 Abs° 2 des Sozialgerichts—

gesetzes —SGG—)einverstanden erklärt° ' >

110

Auf die Revision der Beklagten mußten die Urteile des LSG

vom 10° Februar 1965 und des SG Aachen vom 110 November

1965 aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid der Be—

klagten vom 60 Oktober 1959 abgewiesen werdeno

Mit Recht hat das LSG der Prüfung des Anspruchs der Klägerin

auf Hinterbliebenenrente aus der Versicherung ihres ver—
storbenen geschiedenen Ehemannes den 5 1265 Satz 1 RVO zu-

grundegelegto Die Vorschrift des 5 1265 RVG ist deswegen

anzuwenden9 weil der Versicherte vor dem Inkrafttreten des

Arbeiterrentenversicherung—Neuregelungsgesetzes (ArVNG)

(l„l„l957)‚ aber nach dem 50° April 19@2, nämlich am 11°

Oktober 1942, gestorben ist (Art° 2 5 19 ArVNG)° Gemäß
5 1265 RVO hat eine frühere Ehefrau des Versidmrten, deren

Ehe mit dem Versicherten geschieden ist‚_nach dem Tode des
Versicherten Anspruch auf Hinterbliebenenrente‚ wenn ihr der

Versicherte zur Zeit seines Todes Unterhalt nach den Vor—

schriften des Ehegesetzes (EheG) zu leisten hatte (l° A1—

ternative des Satzes 1 des 5 1265 RVG) oder wenn der Ver—
sicherte ihr zur Zeit seines Todes aus sonstigen Gründen

Unterhalt zu leisten hatte (20 Alternative aaO} oder wenn
der Versicherte ihr im letzten Jahr vor seinem Tode Unterélg

halt geleistet hat (5„ flternative aaO)° Die ergänzende‚

hierzu vom 1° Juli 1965 ab in Kraft getretene Vorschrift

des 5 1265 Satz 2 EVO gilt nur für Versieherungsfälle (Tod

des Versicherten), die nach dem 51° Dezember 1956 einge—
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treten sind (Art° 1 5 1 Nr° 27, Art° 5 5 10 Abso l

Buchst° e‚ Arto 5 5 5 und 5 4 Abs° 2 Buchst„ a des
Rentenversicherungsänderungsgesetzes), und ist des—

halb auf diesen Fall nicht anzuwenden‚ da der Ver—

sicherungsfall hier bereits am 11° Oktober 1942 ein-

getreten ist° Der Hinterbliebencnrentenanspruch der

Klägerin ist zudem weder auf die 2° noch die 30 A1—

ternative des Satzes 1 des 5 1265 RVO zu stützen°

Ein "sonstiger Grund"? der den Versicherten ver-
pflichtet hätte, der Klägerin Unterhalt zu leisten

— dieser hätte etwa in einem nach der Scheidung er—

gangenen Unterhaltsurteil liegen können (vgl° BSG 209
l) —‚ ist vom LSG nicht festgestellt worden (2° Al—
ternative aaO)° Da der Versicherte im letzten Jahr

vor seinem Tode (11„ Oktober 1942) der Klägerin kei—

nen Unterhalt geleistet hat und deshalb auch die

5° Alternative als Anspruchsgrundlage für den Hin-

terbliebenenrentenanspruch der Klägerin auszuschei—

den hatte? bleibt hierfür nur der vom LSG zutreffend

allein behandelte Anspruch aus der 1° Alternative

des Satzes 1 des 5 1265 RVO°

Dieser ist aber entgegen der Auffassung des Beru—

fungsgerichts nicht begründet°
Ob der Versicherte der Klägerin "zur Zeit seines

Todes Unterhalt nach den Vorschriften des Ehege—

setzes" zu leisten hatte, bestimmt sich, wie auch das

LSG richtig angenommen hat‚ nach den Vorschriften des

auf diesen Fall anwendbaren EheG vom 6° Juli 1958

— RGB1° I S„ 807 — (BSG 5, 277)° Nach 5 66 Abs„ 1
EheG 1938 hat der allein oder überwiegend für

schuldig erklärte Mann der geschiedenen Frau den

nach den Lebensverhältnissen der Ehegatten ange—

messenen Unterhalt zu gewähren, soweit die Ein—

künfte aus dem Vermögen der Frau und die Erträg—
nisse einer Erwerbstätigkeit, die von ihr den Um-
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ständen nach erwartet werden kann, nicht ausreichen, soweit

die Frau also unterhaltsbedürftig ist°

Zweifelheft muß es schon sein, ob die Klägerin zur Zeit des

Todes des Versicherten überhaupt unterhaltsbedürftig war°

Hochte sie auch, wie das LSG festgestellt hat, über keine

Einkünfte aus eigenem Vermögen verfügen, so erwecken doch

die Ausführungen des LSG, ihr sei den Umständen nach eine
Erwerbstätigkeit nicht zuzumuten gewesen? weil sie während

der über sieben Jahre dauernden Ehe nicht berufstätig

und zur Zeit der Scheidung bereits 55 Jahre alt gewesen

sei und nach ihren glaubhaften Erklärungen ihr geschiedener

Mann auch nach der Scheidung ihre Erwerbstätigkeit nicht ge—

wünscht habe‚ Bedenken° Abgesehen davon, daß für die Be—

urteilung der Frage, ob von ihr eine Erwerbstätigkeit den

Umständen nach erwartet werden konnte‚ der Zeitpunkt des

Todes des Versicherten und nicht der Zeitpunkt der Schei—

dung maßgebend war,hätte während des 2° Weltkrieges von

einer damals rund 36 Jahre alten geschiedenen Ehefrau aus

Arbeiterkreisen mit einem bereits im Arbeitsleben stehenden

Sohn von 18 Jahren die Übernahme einer Erwerbstätigkeit

regelmäßig erwartet werden müssen° All dies kann indes hier

auf sich beruheno Denn der ßnspruch der Klägerin auf Hin-

terbliebenenrente nach der lo AlternatiVef des Satzes 1

des % 1265 EVO erweist sich schon aus anderen Gründen als

unbegründet„

Der Versicherte war nämlich entgegen der Auffassung des

LSG zur Zeit seines Todes nicht unterhaltsfähig und damit
nicht unterhaltspflichtig (@ 67 EheG 1958)„ Das LSG hat

unter Hinweis auf die ständige Rechtsprechung des Bundes—
sozialgérichts (BSG)‚ wonach der in der l° Alternative

des Satzes 1 des 5 1265 EVO enthaltene Begriff "zur Zeit

seines Todes" als der letzte wirtschaftliche Dauerzustand

vor dem Tode des Versicherten zu verstehen ist (vgl„ BSG 5,

...?-
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197, 200; 14, 129, 132 f.„ 14, 255„ 259; SozR EVO
5 1265 Nr° 8; Nr„ 9; Nr„ 22; Nr° 52), die Konzen—
trationslagerhaft von mehr als zwei Jahren, während der

der Vérsicherte der Klägerin keinen Unterhalt gelei—

stet hat, nicht als den maßgeblichen wirtschaftlichen

.
Dauerzustand angesehen° Es hat vielmehr seiner Fest—

stellung des letzten wirtschaftlichen Dauerzustandes

die Verhältnisse zugrunde gelegt, die ohne die rechts-
staatlichen Grundsätze zuwiderlaufene Zwangseinweisung

in ein Konzentrationslager und die Konzentrationsla-

gerhaft als rechtswidrige Freiheitsberaubung bei nor-
malem Lauf der Dinge fortgedauert haben würden° Nach

der Auffassung des Berufungsgerichts hätte die Klä-
gerin dann aber aller menschlichen Voraussicht nach

von ihrem geschiedenen, damals leistungsfähigen Ehe—

mann, dem Versicherten, weiter Unterhalt beansPruchen

können° Dieser Gedankengang hat das LSG zu dem Schluß

geführt, der Klägerin die Hinterbliebenenrente nach

der 1, Alternative des Satzes 1 des % 1265 RVO zu-
zuerkennen°

Dem kann indes nicht zugestimmt werden° Entscheiden—

des Gewicht hat das Berufungsgericht bei seiner

Feststellung des letzten wirtschaftlichen Dauerzu—
standes dem Umstand beigemessen, daß die Einliefe-

rung des Versicherten in ein Konzentrationslager und

die mindestens zweijährige Konzentrationslagerhaft
mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht in Einklang

stand° Das ist fraglos richtig und bedarf keiner

näheren Begründunge Indes kommt es nicht darauf an,

aus welchen Gründen der Versicherte unterhaltsun—
fähig war° Wenn der Versicherte außerstande ist,

Unterhalt zu leisten, ist weder der Grund hierzu

noch ein etwaiges Verschulden des Versicherten an

dem Grund der Unterhaltsunfähigkeit (z.B° wegen
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Verletzungsfolgen, Krankheit, Arbeitslosigkeit, Haft) zu
prüfen, Es kann daher bei der Prüfung, ob die Voraus—

setzungen des @ l265 RVO in Verbindung mit den Vorschriften

des Ehegesetzss erfüllt sind, auch nicht darauf ankommen,
ob der Versicherte infolge recht widriger Maßnahmen unter—

haltsunfähig und deshalb zum Unterhalt nicht verpflichtet

gewesen ist° Vielmehr ist in diesem Zusammenhang, in dem

es nicht um die Yiedergutmachung nationalsozialistischen
Unrechts gehen kann, allein darauf abzuheben, ob der Ver—

sicherte während des letzten wirtschaftlichen Dauerzustan—

des vor seinem Tode seine geschiedene Ehefrau unterhalten '

konnte oder nicht° Letzter wirtschaftlicher Dauerzustand

vor dem Tode des Versicherten ist derjenige letzte Zeit—

raum, von dem man annehmen kann, daß sich seine Umstände

fortgesetzt hätten, falls der Versicherte nicht gestorben
wäre° Dieser letzte wirtschaftliche Dauerzustand beginnt

dort, wo sich letztmalig vor dem Tode des Versicherten
die Einkommensverhältnisse eines Familienmitgliedes auf

Dauer und wesentlich verändert haben (vgl° BSG l@, 129,
152 f)° Im vorliegenden Falle war die Konzentrationslager—

haft des Versicherten der letzte wirtschaftliche Dauerzu-

Stande Er begann damit, daß der VersiCherte in ein Kon—

zentrationslager verbracht wurde° Seine wirtschaftlichen

Verhältnisse änderten sich hierdurch wesentlich, denn er

war nunmehr gehindert, als freier Mann seinem Erwerb nach-

zugehen, und wegen der damaligen politischen Verhältnisse

ist mit Sicherheit anzunehmen, daß die Konzentrationslager—

haft noch fortgedauert hätte, wenn der Versicherte nicht

am ll° Oktober l942 im Konzentrationslager Sachsenhausen

verstorben wäre° Da der Versicherte aber nach den Fest—

stellungen des LSG während seiner Konzentrationslagerhaft

unterhaltsunfähig war, scheitert der Anspruch der Klägerin,

ihr Hinterbliebenenrente nach der l° Alternative des Satzes
6

des 3 l265 RVO zu gewähren, bereits aus diesem Grunde°

Er scheitert indes auch noch aus einem zWeiten Grunde° Das

BSG hat den letzten wirtschaftlichen Dauerzustand, als den

...}9 ..

l

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


; 9„_

es das gesetzliche Merkmal "zur Zeit seines Todes" — wie

oben ausgeführt — versteht, seiner Dauer nach nicht unbe—

grenzt gelassen° Wenngleich es die Frage nach der zeit-

lichen Ausdehnung des letzten wirtschaftlichen Dauerzu-

standes nicht immer einheitlich beantwortet hat, ist es
doch über eine Dauer von zwei Jahren nicht hinausgegangen

und hat Unterbrechungen in der Unterhaltsfähigkeit von
allenfalls bis zu zwei Jahren keine Bedeutung beigemessen
(vgl° BSG }, 197, 200; 14, 255‚ 259)° Selbst wenn man —dem

folgend— annehmen würde, daß solche Unterbrechnungen von
allenfals bis zu zwei Jahren rechtlich bedeutungslos wären,
könnte die Klägerin, wie dies auch die Revision annimmt9

schon deshalb keine Hinterbliebenenrente beanspruchen, weil
sich der Versicherte nach den unangegriffenen Feststellungen

des LSG bei seinem Tode bereits mehr als zwei Jahre im Kon—

zentrationslager befunden hat, daher mehr als zwei Jahre lang

unterhaltsunfähig war und deshalb keinesfalls davon ausge—
gangen werden kann, er sei "zur Zeit seines Todes" unter—

haltsfähig und damit nach den Vorschriften des Ehegesetzes

der Klägerin gegenüber unterhaltspflichtig gewesen°

Die Kosténentscheidung folgt aus 5 195 SGG°
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